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Im Westen angekommen
Lehre aus der Hessen-Wahl: Mit Ausländerhetze ist keine Abstimmung zu gewinnen.  
Fünf-Parteien-System scheint jetzt etabliert zu sein. Von Peter Wolter

Aus den Landtagswahlen am 
Sonntag in Hessen und Nie-
dersachsen lassen sich meh-

rere Erkenntnisse gewinnen. Die erste 
ist, daß die Linkspartei mit ihrem Ein-
zug in die Landesparlamente endgül-
tig im Westen »angekommen« ist –  
die etablierten Parteien müssen sich 
künftig auf ein Fünf-Parteien-System 
einstellen. Zweitens hat sich am Bei-
spiel des bisherigen hessischen Mini-
sterpräsidenten Roland Koch (CDU) 
gezeigt, daß mit Ausländerfeindlich-
keit und rassistischer Hetze zur Zeit 
keine Wahlen zu gewinnen sind. Und 
drittens: Nicht nur die Linkspartei, 
sondern auch die SPD haben mit ih-
ren Wahlergebnissen unter Beweis 
gestellt, daß sich mit sozialen The-
men durchaus Wähler mobilisieren 
lassen. 

Sauer aufgestoßen
Wie es sich schon vor der Wahl in 
Umfragen andeutete, hat sich Koch 
in seiner Wahlkampfstrategie völlig 
verkalkuliert. Den Hessen ist  sein 
Versuch, erneut die ausländerfeindli-
che Karte zu ziehen, offenbar so sau-
er aufgestoßen, daß sie ihm mit 12 
Prozentpunkten Verlust (36,8 Prozent) 
eine Abfuhr erteilt haben, die seinen 
Einfluß auf die CDU-Politik wohl dra-
stisch reduzieren dürfte. In absoluten 
Zahlen verlor Koch 324  000 Wähler. 
Schon am Montag bekam er von CDU-
Ministerpräsidenten die Quittung, in-
dem sie seinen Wahlkampfstil heftigst 
kritisierten. 

In Hessen hängt es jetzt von der 
SPD-Spitzenkandidatin Andrea Yp-
silanti ab, ob es wirklich zu einem 
Politikwechsel kommt. Sie kam auf 
36,7 Prozent (plus 7,8) – das zweit-
schlechteste Ergebnis, das die SPD in 
Hessen je erzielte. Ihr Wunschpartner 
Bündnis 90 / Die Grünen erreichte 7,5 
Prozent (minus 2,5). Beide zusammen 
könnten per Minderheitsregierung den 
Rechtsaußen Koch ablösen, wenn sie 

auf das Angebot der Linkspartei ein-
gingen, diese Koalition zu tolerieren. 
Die sozialen Themen, die Ypsilanti 
in den Vordergrund stellte, scheinen 
jedoch selbst frühere Stammwähler 
der SPD nicht mehr überzeugt zu ha-
ben – das Mißtrauen in die ständigen 
Wahllügen der SPD sitzt zu tief. Und 
sollte Ypsilanti schließlich doch eine 
Koalition mit der CDU eingehen, wäre 
die Glaubwürdigkeit der SPD wohl 
endgültig dahin. 

Glaubwürdigkeitsproblem
Ein Politikwechsel wäre zwar in Hes-
sen möglich – nicht jedoch in Nieder-
sachsen. Ministerpräsident Christian 
Wulff (CDU) sitzt dort gemeinsam mit 
Koalitionspartner FDP fest im Sattel, 

woran auch der Einzug der Linkspartei 
in den Landtag nichts ändert. Wulffs 
Partei bekam 42,5 Prozent – 5,8 Punk-
te weniger als 2003. Die FDP kam auf 
8,2 Prozent (plus 0,1), was zusammen 
für eine Regierungsmehrheit reicht. 
Unter dem Strich hat jedoch auch 
Wulff viele Federn lassen müssen, in 
absoluten Zahlen büßte er gegenüber 
2003 etwa 470 000 Wähler ein.

Bemerkenswert ist in Niedersach-
sen die niedrige Wahlbeteiligung von 
56 Prozent, was sicherlich auch zum 
überraschenden Erfolg der Linkspartei 
beigetragen hat, die auf 7,1 Prozent 
kam. Daß die SPD in diesem Bun-
desland um 3,1 Punkte auf 30,3 Pro-
zent abschmierte, begründete ihr Spit-
zenkandidat Wolfgang Jüttner noch 
am Wahlabend damit, sie habe bei 

dem Thema soziale Gerechtigkeit ein 
»Glaubwürdigkeitsproblem«. 

SPD-Chef Kurt Beck war vor den 
Fernsehkameras allerdings schnell be-
reit, den Zugewinn in Hessen als Be-
weis dafür zu nehmen, daß seine Partei 
»den Willen der Menschen zu mehr so-
zialer Gerechtigkeit« aufgreife. Denk-
ste: Die Forschungsgruppe Wahlen der 
ARD fand heraus, daß die SPD dort 
vor allem bei den Angestellten (plus 
13 Prozentpunkte) und bei den Selb-
ständigen (plus 12) hinzugewonnen hat 
– kaum jedoch bei Arbeitern, Rentnern 
und Arbeitslosen (plus 1). Die Linke 
wiederum hat ihre Stimmen offenbar 
vorwiegend im Bereich der prekär Be-
schäftigten, der gewerkschaftlich or-
ganisierten Arbeiter und enttäuschten 
SPD-Wähler rekrutiert. 

Linken-Bundesgeschäfts-
führer Dietmar Bartsch 
hat das Wahlergebnis in 

Niedersachsen als »Sensation« 
für seine Partei gefeiert. Haben 
Sie mit einem so hohen Ergebnis 
gerechnet? 

Wir haben darauf gehofft und am En-
de auch geglaubt, daß wir die Fünf-
prozenthürde nehmen. Doch mit über 
sieben Prozent hat wohl kaum jemand 
gerechnet. 

 War denn nicht die Stimmung 
schon im Wahlkampf sehr gut? 

Das ist richtig. Doch das Problem be-
steht ja oft darin, aus solchen Stimmun-
gen auch Stimmen zu machen. An den 
Infoständen und auf Veranstaltungen 
haben wir bemerkt, daß die Zustim-
mung zu unseren Forderungen sehr 
hoch ist. 

Wie haben Sie das erreicht? 
Durch einen sehr engagierten Straßen-
wahlkampf. So konnten wir mit den 

Menschen reden und viele auch über-
zeugen. Landesweit hat uns zudem sehr 
geholfen, wie engagiert Gregor Gysi, 
Oskar Lafontaine und die sonstigen Ab-
geordneten aus der linken Bundestags-
fraktion aktiv wurden. 

Inhaltlich stand bei der Linken die 
Forderung nach mehr sozialer Ge-
rechtigkeit ganz oben. Doch auch 
Wolfgang Jüttner von der SPD 
hatte auf dieses Thema gesetzt. 

Wenn ich den Namen Jüttner nur höre, 
bekomme ich einen dicken Hals. Im 
Wahlkampf hat seine Partei zwar Un-
terschriften unter die Forderung nach 
einem gesetzlichen Mindestlohn ge-
sammelt. Aber sie hat nicht verraten, 
wie hoch der eigentlich sein soll. Und 

im Bundestag lehnt die SPD eine sol-
che Forderung immer wieder ab. Das 
ist unglaubwürdig, ja fast verlogen, und 
das haben viele auch bemerkt. 

Wie kommt es, daß Ministerprä-
sident Christian Wulff (CDU) mit 
seiner ausgesprochen neoliberalen 
Politik immer noch so fest im Sat-
tel sitzt? 

So fest sitzt er ja gar nicht mehr, denn 
gemessen an der absoluten Zahl hat 
Wulff noch mehr Stimmen verloren als 
Roland Koch in Hessen. Daß Wulff nach 
wie vor und gemeinsam mit der FDP ei-
ne Mehrheit im Landtag hat, das liegt 
auch an der niedrigen Wahlbeteiligung. 

Als Mitglied der DKP haben Sie 
auf Platz neun der Landesliste 
kandidiert. Doch nun sind Sie 
bundesweit die erste kommuni-
stische Landtagsabgeordnete seit 
Gründung der Partei vor 40 Jah-
ren. Welche Bedeutung hat das für 
die DKP? 

Eine große. Denn es zeigt, daß auch wir 
Kommunisten in der Lage sind, einiges 
zu bewegen. Vor allem dann, wenn wir 
unsere Positionen offen und ehrlich ver-
treten, zugleich aber auch energisch für 
die Bündelung aller Linkskräfte eintre-
ten. Als Landtagsabgeordnete erhoffe 
ich mir nun auch, dem in Deutschland 
noch starken Antikommunismus ein 
wenig entgegentreten zu können. 

Gab es im Wahlkampf antikom-
munistische Ressentiments? 

Wulff hat ja von nichts anderem ge-
sprochen als der Gefahr, daß nun mit 
der Linken »die Kommunisten« in das 
Landesparlament einziehen würden. 
Erst Mitte letzter Woche wurde zudem 
der Landtagskandidat Manfred Sohn 
heftig attackiert, weil er früher mal 
DKP-Mitglied war. Solchem Antikom-
munismus werde ich klar entgegen-
treten und auch im Landtag verdeutli-
chen, wofür Kommunisten eigentlich 
stehen. Als Teil und in Solidarität zu 

unserer gesamten Fraktion. Doch mei-
ne kommunistische Identität und mei-
ne daraus resultierenden Ziele für eine 
bessere Gesellschaftsordnung werde 
ich auch im Landtag nicht verstecken. 

Welche inhaltlichen Schwerpunk-
te werden Sie im Landtag konkret 
bearbeiten? Wie wichtig wird 
Ihnen dabei die Zusammenarbeit 
mit außerparlamentarischen Be-
wegungen sein? 

Ich komme aus dem Gesundheitswe-
sen, war dort lange Zeit Personalrätin 
und gewerkschaftliche Vertrauensfrau. 
Deshalb wird dieser Bereich mein 
Schwerpunkt sein. Die Zusammenar-
beit mit außerparlamentarischen Be-
wegungen hat für mich, wie für unsere 
gesamte Fraktion, höchstes Gewicht. 
Denn ohne diese Bewegungen und den 
Druck, der von ihnen ausgeht, werden 
wir im Landtag nicht das Geringste 
bewegen. 
 Interview: Andreas Grünwald 

LandtagswahL 2008
Ergebnisse

u Hessen
	 Prozent	 Sitze
CDU	 36,8	 (48,8)	 42	 (56)
SPD	 36,7	 (29,1)	 42	 (33)
FDP	 9,4	 (7,9)	 11	 (9)
Grüne	 7,5	 (10,1)	 9	 (12)
Die	Linke	 5,1	 (-)	 6	 (0)
Vorläufiges amtliches Endergebnis (in Klammern die 
Ergebnisse der Lantagswahl 2003)
In	den	hessischen	Landtag	ziehen	für	
Die	Linke	sechs	Abgeordnete	ein:	Wil-
li	van	Ooyen,	Marjana	Schott,	Janine	
Wissler,	Ulrich	Wilken,	Barbara	Cár-
denas,	Hermann	Schaus

u Niedersachsen
	 Prozent	 Sitze
CDU	 42,5	 (48,3)	 68	 (91)
SPD	 30,3	 (33,4)	 48	 (63)
FDP	 8,2	 (8,1)	 13	 (15)
Grüne	 8,0	 (7,6)	 12	 (14)
Die	Linke	 7,1	 (0,5)	 11		 (0)
Vorläufiges amtliches Endergebnis (in Klammern die 
Ergebnisse der Lantagswahl 2003)
In	den	niedersächsischen	Landtag	
ziehen	für	Die	Linke	elf	Abgeordnete	
ein:	Kreszentia	Flauger,	Manfred	Sohn,	
Christa	Reichwaldt,	Patrick	Humke-
Focks,	Pia	Zimmermann,	Kurt	Herzog,	
Ursula	Weisser-Roelle,	Hans-Henning	
Adler,	Christel	Wegner,	Victor	Perli,	
Marianne	König

u In diesen Wahlkreisen konnte 
die Linkspartei besonders markan-
te Resultate erzielen.
u Hessen
Kassel-Stadt	II	 	9,3	
Frankfurt/M	V	 	8,3
Frankfurt/M	II	 7,9
Kassel-Stadt	I	 7,8
Frankfurt/M	III	 6,9
Marburg-Biedenkopf	II	 6,6
Offenbach-Stadt		 6,6
Frankfurt/M	IV	 6,4
Frankfurt/M	VI		 6,4

u Niedersachsen
Hannover-Linden	 13,3
Oldenburg-Mitte/Süd	 11,5
Wilhelmshaven	 11,3
Göttingen-Stadt	 10,4
Braunschweig-West	 10,4
Hannover-Mitte	 10,3
Delmenhorst	 10,2
Emden-Norden	 9,0
Osnabrück-Ost	 8,1	

» I c h  ve r s t e c ke  n i c h t ,  d a ß  i c h  Kommun i s t i n  b i n«
Seit Gründung der DKP vor 40 Jahren erstmals eins ihrer Mitglieder in Landtag gewählt. Ein Gespräch mit Christel Wegner

Christel Wegner aus Buchholz/Nordhei-
de  ist Vorstandsmitglied der Deutschen 

Kommunistisczen Partei (DKP) in Nieder-
sachsen und seit Sonntag Abgeordnete 

der Linken im niedersächsischen Landtag 

Jubel bei Die Linke am Montag (v.l.n.r.): Oskar Lafontaine, Tina Flauber, Willi von Ooyen, Lothar Bisky und Dietmar Bartsch
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